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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Konjunkturlage- und politik

Das starke Wachstum der Weltwirtschaft hielt an. Als Konjunkturlokomotive wirkten
weiterhin die USA. Da sich auch in den europäischen Staaten das Wachstum wieder
beschleunigte, nahm im Bereich der OECD das reale Bruttoinlandprodukt im Mittel um
4% zu (1999: 3%); damit wurde der langfristige Durchschnitt von 2,6% deutlich
übertroffen. Kaum aus der Stagnation lösen konnte sich allerdings Japan. Wieder auf
dem Wachstumspfad befanden sich hingegen die meisten südostasiatischen
Schwellenländer. Nach dem Einbruch im Vorjahr entwickelten sich die Mehrzahl der
Volkswirtschaften der mittel- und osteuropäischen Reformstaaten inkl. Russlands
wieder positiv. Mit Ausnahme Argentiniens traf dies auch für die lateinamerikanischen
Länder zu.

Die Teuerung verdoppelte sich in den OECD-Staaten beinahe; sie blieb aber mit
durchschnittlich 2,8% auf einem im Vergleich zu früheren Hochkonjunkturphasen
niedrigen Niveau. Die Beschäftigung nahm, ausser in Japan, weiterhin zu. Namentlich in
der EU wirkte sich dies auch auf die Arbeitslosenquote aus, die auf 8,2% sank; in
Frankreich und Deutschland unterschritt sie zum ersten Mal seit vielen Jahren wieder
die 10%-Marke. 1

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 03.01.2000
HANS HIRTER

Die nach dem weltweiten Konjunktureinbruch des Vorjahres erhoffte Wiederbelebung
trat nicht ein. Nachdem bis zu den Sommermonaten noch einige positive Anzeichen
ausgemacht werden konnten, verlor die Wirtschaftsentwicklung in der zweiten
Jahreshälfte wieder an Schwung. Beigetragen haben dazu die aufgedeckten
Unregelmässigkeiten in der Rechnungsführung grosser Unternehmen und die dadurch
ausgelösten massiven Kurseinbrüche an der Börse. Daneben führte die
Verschlechterung der weltpolitischen Lage mit der sich abzeichnenden Intervention der
USA im Irak einerseits zu einer Verunsicherung der Investoren und der Konsumenten
und andererseits zu einer massiven Verteuerung der Erdölpreise.

Nicht alle Regionen waren im gleichen Masse von dieser flauen Konjunkturentwicklung
betroffen. So lagen die Wachstumsraten der USA und – nach dem massiven Einbruch im
Vorjahr – auch der meisten Industrie- und Schwellenstaaten Asiens (mit Ausnahme
Japans) über dem weltweiten Durchschnitt; die Mehrzahl der europäischen
Volkswirtschaften erreichten hingegen nicht einmal die schwachen Zuwachsraten des
Vorjahres. Das reale Bruttoinlandprodukt stieg in den USA um 2,3%, in Grossbritannien
um 1,5% und im Euro-Raum um 0,8% an; besonders schwach fiel das Wachstum in
Deutschland und in Italien mit 0,4% resp. 0,3% aus. Eine ähnlich bescheidene Zunahme
verzeichnete Japan mit 0,3%. In Lateinamerika verschärfte sich die Wirtschaftskrise in
Argentinien, während die Entwicklung in den anderen Staaten uneinheitlich verlief.

Die Teuerung auf Konsumentenstufe bildete sich in den meisten Industriestaaten
zurück: massiv in den USA (von 2,8% auf 1,6%) hingegen nur schwach im Euro-Raum
(von 2,5% auf 2,4%) und in Grossbritannien (von 2,1% auf 2,0). In Japan verzeichnete
man zum vierten Mal hintereinander ein rückläufiges Preisniveau. Das Ausbleiben einer
wirtschaftlichen Erholung wirkte sich negativ auf die Beschäftigung aus. Die
Arbeitslosenquote stieg im Jahresmittel sowohl in den USA (auf 5,8%) als auch im Euro-
Raum (8,3%), im Vereinigten Königreich (5,2%) und in Japan (5,5%) an. 2

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.01.2002
HANS HIRTER

Nach der Beendigung des Irak-Kriegs begann sich die Weltwirtschaft im Sommer
wieder zu erholen. Wichtige Impulse gingen dabei von der amerikanischen Wirtschaft
und von den Schwellenländern Asiens, insbesondere China aus. Diese Entwicklung
wurde durch die weiterhin vorwiegend expansive Geldpolitik der Industrieländer
gestützt. In Europa – Ausnahme Grossbritannien – setzte der Konjunkturaufschwung
allerdings wesentlich zögerlicher ein. In Deutschland verharrte das reale
Bruttoinlandprodukt auf dem Vorjahresstand und in Frankreich fiel das Wachstum sehr
bescheiden aus. Höhere Wachstumsraten wiesen hingegen die meisten süd-, mittel-
und osteuropäischen Volkswirtschaften aus. Auch in wichtigen Staaten Lateinamerikas

ANDERES
DATUM: 01.01.2003
HANS HIRTER
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(u.a. Brasilien und Argentinien) belebte sich die Konjunktur. Trotz steigender
Energiepreise sanken die Inflationsraten auf Konsumentenstufe in den meisten
Industrieländern erneut. Etwas höher als im Vorjahr lag die Teuerung in den USA und in
Grossbritannien (2,3% resp. 2,8%), leicht tiefer im Euro-Raum (2,1%). Noch kaum
Auswirkungen hatte der wirtschaftliche Aufschwung auf die Beschäftigungslage. Im
Jahresmittel verzeichneten von den grossen Industriestaaten nur gerade
Grossbritannien und Japan (5,0% resp. 5,3%) einen Rückgang der Arbeitslosenquote. In
den USA stieg diese auf 6,1%, in der Euro-Zone gar auf 8,8% an. 3

Die Weltkonjunktur entwickelte sich namentlich in der ersten Jahreshälfte positiv. Vom
starken Wirtschaftswachstum in den USA und den neuen asiatischen Industrieländern
vermochten auch Europa und Japan zu profitieren. Diese Impulse wurden in Europa
allerdings in der zweiten Jahreshälfte von den heftig steigenden Erdölpreisen und dem
Wertverlust des US-Dollars wieder gedämpft. 4

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.01.2004
HANS HIRTER

Die Weltwirtschaft wuchs 2005 weniger stark als im Vorjahr. Vor allem im ersten
Halbjahr verlief die Entwicklung nur zögerlich. Mit ein Grund dafür war die Explosion
des Rohölpreises, der um mehr als 50% anstieg. Konjunkturmotor waren weiterhin die
USA, deren BIP-Wachstum mit 3,5% auch im Berichtsjahr deutlich über dem Mittel der
OECD-Staaten (2,7%) lag. In Europa belebte sich die Wirschaft im zweiten Halbjahr
ebenfalls spürbar. Der anhaltende Boom in China wirkte sich 2005 auf den ganzen
südostasiatischen Raum inklusive Japan positiv aus. Infolge des rasanten
Wirtschaftswachstums der Vorjahre namentlich in den USA und in den ostasiatischen
Schwellenländern verteuerten sich auch wichtige andere Rohstoffe (v.a. Metalle). Die
Preisentwicklung der Konsumgüter spiegelte weitgehend den Verlauf der Schwankungen
des Erdölpreises. Die Inflationsrate stieg in den USA bis ins vierte Quartal auf 3,7% (so
hoch wie seit 1991 nicht mehr) und in der Euro-Zone auf 2,3%. Zum ersten Mal seit vier
Jahren nahm in der gesamten Euro-Zone die Arbeitslosigkeit wieder ab. 5

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.01.2005
HANS HIRTER

Die Weltwirtschaft wies 2006 zum dritten Mal in Folge ein starkes Wachstum auf. Da
sich insbesondere in Europa die Lage stark verbesserte und gleichzeitig in den USA eine
leichte Verflachung der Wachstumskurve konstatiert wurde, verlief die Entwicklung
regional ausgeglichener als in den vorangegangenen Jahren. In Europa fiel vor allem der
Aufschwung in Deutschland bemerkenswert kräftig aus (+2,7%), nachdem die grösste
Volkswirtschaft der EU in den Vorjahren hinter den kleineren Ländern her gehinkt war.
Dank der besseren Konjunkturlage gingen auch die Arbeitslosenzahlen zurück. Die
Inflation blieb trotz des starken Wirtschaftswachstums relativ bescheiden, wobei sich
die schwankenden Erdölpreise zuerst beschleunigend, im zweiten Halbjahr dann aber
bremsend auf den Teuerungsindex auswirkten. 6

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.01.2006
HANS HIRTER

Die Weltwirtschaft lief auch 2007 auf hohen Touren und erreichte ein Jahreswachstum
von rund 5%. Am dynamischsten waren weiterhin die Schwellenländer, vor allem in
Asien (China, Singapur, Südkorea und Taiwan). Aber auch Europa entwickelte sich mit
einer Wachstumsrate von 2,7% wieder sehr stark, während sich das Wachstum in den
USA nochmals leicht abschwächte und mit 2,2% deutlich unter dem langjährigen Mittel
lag. Geprägt war das Wirtschaftsjahr allerdings ebenso wie durch das Wachstum durch
die explodierenden Erdölpreise und die grosse Unsicherheit auf den Finanzmärkten.
Für die Verteuerung des Erdöls wurde vor allem die kräftige Nachfrage aus den
Schwellenländern verantwortlich gemacht, für die Volatilität der Finanzmärkte und
Aktienbörsen die Probleme auf dem so genannten Subprime-Hypothekenmarkt der
USA. Die Arbeitslosigkeit entwickelte sich im EU-Raum zurück und erreichte mit 7,2%
den tiefsten Wert seit dem dem Beginn der Messungen anfangs der 90er Jahre. Der
Inflationsdruck nahm infolge der stark steigenden Erdöl- und Nahrungsmittelpreise
heftig zu. Im Dezember betrug der Teuerungsindex der Konumentenpreise in den USA
fast 4% und in der EU knapp 3%. 7

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.01.2007
HANS HIRTER
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Nach vier Jahren mit hohen Wachstumsraten schwächte sich 2008 das weltweite
Wirtschaftswachstum im Jahresmittel auf 4,3% ab. Dabei verschlechterten sich die
Wirtschaftszahlen von Quartal zu Quartal. Besonders ausgeprägt war diese
Abwärtsbewegung in den USA, wo insgesamt zwar noch eine BIP-Zunahme um 1,3%
verzeichnet wurde, im letzten Quartal aber ein Rückgang auftrat. Ursachen für die
Konjunkturflaute waren die sich gegenüber dem Vorjahr noch verschärfende Krise auf
dem amerikanischen Immobilenmarkt und ihre Auswirkungen auf die globalisierten
Finanzmärkte. In Europa schwächte sich die Wirtschaftstätigkeit schneller als erwartet
ab und wuchs im Jahresmittel nur noch um geschätzte 0,8%. Im zweiten Halbjahr
schrumpfte sie. Entscheidend dafür waren die Einbrüche bei den Investitionen und den
Exporten. Die in den letzten Jahren sehr schnell gewachsenen Volkswirtschaften
Südostasiens mussten ebenfalls eine starke Abschwächung ihrer Zuwachsraten
konstatieren; in China fiel der Einbruch allerdings relativ bescheiden aus. Die
Wirtschaftskrise hatte zur Folge, dass sich in der zweiten Jahreshälfte die in den letzten
Jahren stark angestiegenen Rohstoff- und Energiepreise wieder reduzierten. Damit
bildete sich auch die Teuerungsrate der Konsumentenpreise wieder zurück. Im
Dezember lag sie im Vergleich zum Vorjahr in den USA nur noch bei 0,1% und in der
Euro-Zone bei 1,6%. 8

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 02.01.2008
HANS HIRTER

Die Weltwirtschaft war Ende 2008 in eine tiefe Rezession gestürzt, welche sich durch
das ganze Jahr 2009 durchzog. Nach ersten Schätzungen sank das globale
Bruttoinlandprodukt um 0,8%. Es handelte sich dabei seit dem zweiten Weltkrieg um
das erste Jahr mit einer negativen Wachstumsrate. Betroffen waren von der Krise
sowohl die entwickelten Staaten als auch die stark exportabhängigen so genannten
Schwellenländer mit Ausnahme Chinas. Hauptursache der Rezession war die im Herbst
2008 ausgebrochene Krise der internationalen Finanzmärkte gewesen. Dank den
weltweit von den Regierungen und den Nationalbanken ergriffenen
Stützungsmassnahmen zugunsten der Banken und der Konjunktur gelang es im
Berichtsjahr, die Abwärtsspirale zu bremsen. Bereits im ersten Halbjahr machten sich,
namentlich in den Schwellenländern Asiens, erste Wiederbelebungstendenzen
bemerkbar. In den USA und in Westeuropa ergab sich im zweiten Halbjahr ein leichtes
Wachstum; im Ganzjahresvergleich sank das BIP allerdings um 2,4% in den USA und gar
um 3,9% in der Eurozone. Die Arbeitslosenquote stieg namentlich im ersten Halbjahr
überall stark an und erreichte in den USA im Dezember mit 10,0% den höchsten Wert
seit 1983. Die Teuerung blieb weitgehend auf dem Vorjahresstand. Neben der
schwachen wirtschaftlichen Entwicklung war dafür insbesondere auch der seit Herbst
2008 sinkende Erdölpreis verantwortlich. 9

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.01.2009
HANS HIRTER

Die Erholung des Welthandels und der schweizerischen (Export-)wirtschaft, die sich
ab Mitte 2009 abzeichnete, war v.a. einer expansiven Geld- und Fiskalpolitik
geschuldet, mit Hilfe derer die Länder ihren Staatsdefiziten und der allgemeinen
Verschuldung begegneten. Dank dieser Massnahmen galt die Konjunkturlage Mitte 2010
weltweit als stabilisiert, die mittelfristigen gesamtwirtschaftlichen Aussichten jedoch
als gedämpft. Die Bemühungen der privaten Haushalte und des Finanzsektors zum
Schuldenabbau, die mit sinkendem Privatkonsum und einer nachlassenden
Investitionsnachfrage einhergingen, führte in vielen Ländern (u.a. USA, Japan sowie
wachstumsstarke Schwellenländer, dort insbesondere die BRIC-Staaten Brasilien,
Russland, Indien und China) ab dem zweiten Quartal zu einer Verlangsamung der
Konjunktur. Dazu dämpfte insbesondere die europäische Staatsschuldenkrise die
Erholung der Finanzmärkte. Die Handelsbeziehungen in den Euro- und EWR-Raum
blieben für die Schweizer Wirtschaft 2010 bedeutend (78% der Importe, 60% der
Exporte), im Vergleich mit der positiven Entwicklung der Ausfuhren nach Kanada und
Japan aber stagnierend. Eine im Sommer publizierte Studie von Ernst &Young, die der
Auslandtätigkeit von 700 Schweizer KMU nachging, machte eine Zunahme der
Aktivitäten grösserer, nicht börsenkotierter KMU in den BRIC-Staaten aus. Für das
Berichtsjahr lässt sich festhalten, dass sich die Konjunktur 2010, bei allerdings grossen
regionalen Unterschieden sowie makro- bzw. mikroökonomischen Unsicherheiten
(wirtschaftliche Lage systemrelevanter Unternehmen, insbesondere Banken,
Staatsverschuldung) weltweit zu erholen vermochte. In der ersten Jahreshälfte zeigte
der Wachstumstrend v.a. in den USA und den Schwellenländern nach oben, während
sich der Euroraum nur verhalten entwickelte. Ab Mitte des Jahres verzeichneten die
USA (reales BIP 2010: 3%; 2009: -3,5), Japan (reales BIP 2010: 1,9%; 2009 -5,2%) und die
wachstumsstarken Schwellenländer einen Konjunkturdämpfer. Gleichzeitig entwickelte
sich die Wirtschaft der 27 EU-Staaten (reales BIP 2010: 1,7%; 2009: -4,1%) v.a. dank

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.01.2010
SUZANNE SCHÄR
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eines verstärkten Wirtschaftswachstums in Deutschland (reales BIP 2010: 3,5%, 2009:
-4,7%) dynamischer. Gemäss Schätzungen des IWF wuchs die Weltwirtschaft 2010 um
5%, eine Dynamik, die insbesondere dem BIP-Wachstum in den Schwellen- und
Entwicklungsländern (geschätzte 7%) geschuldet war, während sich die meisten
Industrieländer (IWF-Schätzung 2010 für die OECD-Länder: 3%) insgesamt nur zögerlich
erholten. Die Arbeitslosenquoten entwickelten sich welt- und europaweit
uneinheitlich. Während die Länder im Zentrum Europas meist nur einen moderaten
Anstieg zu gewärtigen hatten (Deutschland und Luxemburg vermochten den Trend gar
zu brechen), fällt das förmliche Explodieren der Raten zwischen 2008 und 2010 an der
europäischen Peripherie auf, allen voran in den von der Staatsschuldenkrise besonders
tangierten PIGS-Staaten Portugal, Irland, Griechenland, Spanien, ohne dass eine
Trendumkehr ersichtlich gewesen wäre. Auch die USA und Japan vermochten 2010 die
erhoffte Wende im Arbeitsmarkt nicht herbeizuführen (aufgrund von Abweichungen
zwischen der OECD- und BfS-Statistik beschränken sich die Angaben zur
Arbeitslosigkeit auf die qualitative Entwicklung). 10

Trotz der Geldmengenausweitung zur Überwindung der Finanz- und Wirtschaftskrise
verharrte die Teuerung in den USA auf tiefem Niveau (2010: 1,6%), während Japan mit
Deflationstendenzen kämpfte (2010: -1,4%). In der Europäischen Union (EU-27) lag die
Veränderungsrate der durchschnittlichen Jahresteuerung – berechnet auf Basis der
Harmonisierten Verbraucherpreisindizes (HVPI) – Ende 2010 bei 2,1% (2009: 1,0%), im
Euroraum bei 1,6% (2009: 0,3%). Im Gegensatz dazu zog die Inflation in den
konjunkturstarken Schwellenländern China und Brasilien merklich an. Der Erdölpreis
entwickelte sich weltweit verhalten, brach in der ersten Jahreshälfte wiederholt ein,
um ab August in eine steigende Tendenz (Durchbrechen der Bandbreite 65–85 Dollar)
überzugehen. Nachfrage- und preisstützend wirkten hier v.a. die dynamische
Konjunktur in China und Indien (Wachstumsraten von 10,3% bzw. 9,7%) sowie die
Erholung der Nachfrage in den OECD-Staaten. 11

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 02.01.2010
SUZANNE SCHÄR

Die Weltwirtschaft blickte auf ein schwieriges Jahr 2011 zurück. Das globale
Wirtschaftswachstum schwächte sich in der zweiten Jahreshälfte deutlich ab. Im
September erwartete der Internationale Währungsfonds (IWF) für 2011 eine
Wachstumsrate von 3 Prozent. Im Vorjahr hatte diese noch rund 4 Prozent betragen.
Besorgniserregend präsentierte sich die Lage in den Industriestaaten. In Nordamerika
und in Europa lähmten die hohen Staatschulden und die Konsolidierungsprogramme
die konjunkturelle Entwicklung. Das Wirtschaftswachstum beider Kontinente
verlangsamte sich im Laufe des Jahres. Die Vereinigten Staaten wuchsen 2011 mit 1,7
Prozent und die Euro-Zone mit 1,5 Prozent. Obwohl alle europäischen
Volkswirtschaften von einem Abwärtstrend erfasst wurden, waren zum Teil markante
Unterschiede zu beobachten. Während sich Deutschland, Skandinavien und die meisten
osteuropäischen Staaten durch ansehnliche Wachstumsraten auszeichneten, kam der
Wachstumsmotor in Frankreich, Spanien sowie in den Benelux-Staaten zum Erliegen.
Italien und Grossbritannien fielen nach der Wirtschafts- und Finanzkrise von 2008 in
die Rezession zurück (sogenanntes Double-Dip Phänomen). Die krisengeschüttelten
Volkswirtschaften Portugals und Griechenlands entwickelten sich weiterhin lethargisch.
Sie wiesen in sämtlichen Quartalen negative Wachstumsraten auf. Dasselbe Schicksal
ereilte auch Japan, der drittgrössten Volkswirtschaft der Welt. Aufgrund der Tsunami-
Katastrophe und des Atomunglücks in Fukushima, einer Flutkatastrophe in Thailand, wo
zahlreiche Produktionsstätten japanischer Unternehmungen in Mitleidenschaft gezogen
wurden sowie der unabhängig von diesen Ereignissen generell sinkenden Nachfrage
nach inländischen Gütern auf dem Weltmarkt wurde Japan im Berichtsjahr schwer
geprüft. Weit dynamischer entwickelten sich dagegen die Schwellenländer. Deren
Wachstumsraten verharrten auf einem hohen Niveau, wobei sich diese in der zweiten
Jahreshälfte ebenfalls abschwächten. Somit konnten sich die Schwellenländer der
Konjunkturverlangsamung in den Industriestaaten nicht gänzlich entziehen. 12

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 28.12.2011
LAURENT BERNHARD

Über die konjunkturelle Entwicklung hinaus stand 2011 die anhaltende
Staatsschuldenkrise in den USA und vor allem in Europa im Zentrum des Interesses. Die
Europäische Union setzte an zahlreichen Gipfeltreffen und Verhandlungen alles daran,
die Zahlungsunfähigkeit Griechenlands und den Zusammenbruch der europäischen
Währungsunion zu verhindern. Wenngleich das Schlimmste abgewendet werden
konnte, erwies sich die beschlossene Ausweitung des Euro-Rettungsschirms als
unzureichend, um die Lage zu stabilisieren und die Finanzmärkte zu beruhigen. Die

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 29.12.2011
LAURENT BERNHARD
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Risikozuschläge auf Anleihen von südeuropäischen Staaten schossen in die Höhe. In
den USA rangen Demokraten und Republikaner über Monate um einen Kompromiss
bezüglich der Anhebung der Schuldenobergrenze. Der Staatsbankrott konnte in letzter
Minute abgewendet werden. Dennoch entzog im Sommer die Rating-Agentur Standard
& Poor’s den USA die Bestnote als Schuldnerin (Triple-A). Dabei wurde die mangelnde
Berechenbarkeit der Politik als Hauptgrund aufgeführt. 13

Neben der Staatsverschuldung stellte die Arbeitslosigkeit 2011 in vielen Industriestaaten
weiterhin ein zentrales Problem dar. Im Jahresdurchschnitt reduzierte sich die
Arbeitslosenquote allerdings in den OECD-Staaten von 8,3 auf 8,0 Prozent. Dieser
leichte Rückgang kam unter anderem aufgrund der eindrücklichen wirtschaftlichen
Entwicklung in Deutschland zu Stande, wo die Arbeitslosigkeit von 7.8 auf 5.9 Prozent
abnahm. Zudem erholte sich erstmals seit dem Ausbruch der globalen Finanz- und
Wirtschaftskrise im Jahre 2008 der Arbeitsmarkt in den USA. Hingegen spitzte sich die
Lage in den von der Krise besonders stark betroffenen PIGS-Staaten (Portugal, Irland,
Griechenland und Spanien) weiter zu. Mit einer durchschnittlichen Arbeitslosenquote
von 21.7 Prozent erwies sich die Situation auf dem spanischen Arbeitsmarkt als
besonders prekär. 14

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.2011
LAURENT BERNHARD

Trotz der expansiven Geldpolitik blieb die Inflation 2011 auf einem tiefen Niveau.
Allerdings nahmen die Teuerungsraten in den Industriestaaten gegenüber dem Vorjahr
leicht zu. Die Verbraucherindizes stiegen in den USA um 3,2 Prozent und in der
Eurozone um 2,4 Prozent, während die Preise in Japan noch um 0,3 Prozent
zurückgingen. Im Gegensatz dazu liess der Inflationsdruck in den Schwellenländern
deutlich nach. Dieser Rückgang war auf das schwächere Wirtschaftswachstum sowie auf
sinkende Rohstoffpreise zurückzuführen. Das Erdöl verzeichnete eine moderate
Preisentwicklung. Auf dem Weltmarkt stieg das Barrel von Januar bis April von 95 auf
125 Dollar, fiel jedoch bis zum Jahresende auf 108 Dollar. 15

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2011
LAURENT BERNHARD

Die Weltwirtschaft fand auch im Berichtsjahr nicht auf einen soliden Wachstumskurs
zurück. Gemäss dem Internationalen Währungsfonds verharrte das globale
Wirtschaftswachstum auf 3,2%. Die Industriestaaten wiesen ein Wachstum von
lediglich 1,3% aus, was gegenüber dem Vorjahr einer Abnahme um 0,3 Prozentpunkte
entsprach. Besorgniserregend präsentierte sich die Situation in Westeuropa. Mehrere
Volkswirtschaften gerieten an den Rand einer Rezession (Grossbritannien, Irland,
Frankreich, Belgien, Niederlande und Österreich). Auch der Wachstumsmotor der
deutschen Wirtschaft liess stark nach. Immerhin nahm dort das Bruttoinlandprodukt im
Jahresvergleich um 0,9% zu. Derweil verschärften sich in den stark verschuldeten
Ländern Südeuropas die rezessiven Tendenzen. Die Abwärtsspirale setzte sich aufgrund
der schwachen Nachfrage nach inländischen Gütern, der einschneidenden staatlichen
Sparprogramme und der fragilen Lage des Finanzsystems fort. Im Jahre 2012
schrumpfte das Wachstum der Euro-Zone um 0,4%. Immerhin führte die Verhinderung
einer Eskalation der Euro-Schuldenkrise zu einer gewissen Beruhigung an den
Finanzmärkten. Die Europäische Zentralbank (EZB) schuf im Spätsommer die
Voraussetzungen, um einen Kollaps der Währungsunion abzuwenden, indem sie sich im
Notfall dazu bereit erklärte, unbegrenzt Staatsanleihen aufzukaufen. Zudem wurden die
provisorischen Rettungsschirme EFSF und EFSM durch den permanenten Europäischen
Stabilitätsmechanismus (ESM) ersetzt, wodurch die zur Verfügung stehenden Mittel
erhöht wurden. Explizit wurde unter der neuen Institution die Rettung von
systemrelevanten Banken ermöglicht. Dynamischer zeigte sich die wirtschaftliche
Entwicklung in den Vereinigten Staaten. Nicht zuletzt dank robuster Konsumnachfrage
und dem sich erholenden Immobilienmarkt wuchs die US-Wirtschaft um 2,3%
(gegenüber 1,8% im Vorjahr). Für Unsicherheit sorgte jedoch Ende Jahr ein
Budgetstreit. Erst Anfang Januar 2013 kam im Kongress eine Teileinigung zu Stande,
welche das Auslaufen von Steuervergünstigungen und die automatische Inkraftsetzung
von Sparmassnahmen verhinderte. Von dieser als « fiscal cliff » bezeichneten
Kombination wären negative Wachstumsimpulse ausgegangen. Zu einem spektakulären
Aufschwung kam es in Japan, wo im Zuge eines Regierungswechsels eine weitere
Lockerung der Geldpolitik vorgenommen wurde. Nach einem Rückgang von 0,6% im
Vorjahr registrierte die drittgrösste Volkswirtschaft ein Wachstum von 2,0%. Die
aufstrebenden Schwellenländer wuchsen insgesamt um 5,1%, womit ein Rückgang von
0,4 Prozentpunkten resultierte. Die Schwierigkeiten der Industriestaaten wirkten sich
negativ auf die Exportvolumen und die Rohstoffpreise aus. 16

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.01.2012
LAURENT BERNHARD
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Entgegen den optimistischen Erwartungen der Konjunkturauguren trat im Berichtsjahr
keine Beschleunigung der Weltwirtschaft ein. Gemäss dem Internationalen
Währungsfonds (IWF) verharrte das globale Wirtschaftswachstum auf 3,3%. Im Vorjahr
hatte dieses 3,2% betragen. Das Bruttoinlandprodukt (BIP) der Industriestaaten wuchs
um lediglich 1,3%. Die Volkswirtschaften der Europäischen Union (EU) traten an Ort
(+0,1%), wobei in der Euro-Zone (EU-17) gar ein BIP-Rückgang von 0,4% resultierte. Zu
einer merklichen Verlangsamung kam es in Deutschland, wo das BIP-Wachstum nur
noch 0,4% betrug (gegenüber 0,9% im Vorjahr). Während in Frankreich und Österreich
(jeweils +0,3%) ebenfalls leicht positive Werte registriert wurden, verblieben die
südeuropäischen Volkswirtschaften in einer tiefen Krise. So schrumpfte Spanien um
1,2%, Portugal um 1,6%, Italien um 1.9% und Griechenland gar um 3,7%. Weit
dynamischer entwickelten sich die Vereinigten Staaten. Nicht zuletzt dank einer
robusten Konsumnachfrage und dem sich weiter erholenden Immobilienmarkt wuchs
die US-Wirtschaft um 1,9% (gegenüber 2,3% im Vorjahr). Für eine Wachstumsdelle
sorgte im letzten Quartal allerdings der auf Bundesebene ausgetragene Budgetstreit. Da
sich die beiden Parlamentskammern nicht auf eine Erhöhung der Schuldenobergrenze
einigen konnten, kam es am 30. September zu einem so genannten “government
shutdown“. Rund 800 000 Staatsangestellte wurden in unbezahlte Zwangsferien
geschickt. Am 16. Oktober konnte der Haushaltsnotstand beendet werden, als sich im
Repräsentantenhaus eine im Senat ausgearbeitete Kompromisslösung durchsetzte. Die
japanische Volkswirtschaft wies ihrerseits eine Wachstumsrate von 1,7% aus, die in
erster Linie dank einer expansiven Geldpolitik und steigenden Exporten zu Stande kam.
Das aggregierte Bruttoinlandprodukt der Schwellen- und Entwicklungsländer stieg um
4,7%. Als Wachstumstreiber erwiesen sich vor allem die asiatischen Schwellenländer
sowie die Länder der südlichen Sahara, deren Wirtschaftsleistung insgesamt um 5,4%
expandierte. 17

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.01.2013
LAURENT BERNHARD

Die Inflation liess im Berichtsjahr nach. Die Teuerungsraten in den Industriestaaten
nahmen gegenüber dem Vorjahr von 2,3% auf 1,6% ab. Die Verbraucherindizes stiegen
sowohl in den USA als auch in der Europäischen Union um 1,5%, während sich die Preise
in Japan um 0,4% verteuerten. Der Erdölpreis zeichnete sich durch eine stabile
Entwicklung aus. Auf dem Weltmarkt betrug der Jahresdurchschnittskurs für das Barrel
der Sorte Brent 106 US-Dollar. 18

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 03.01.2013
LAURENT BERNHARD

Gemäss den Angaben des Internationalen Währungsfonds (IWF) wuchs die
Weltwirtschaft 2014 "bescheidene" 3,4%. Damit verharrte die Wachstumsrate auf dem
Niveau der Vorjahre. Während das aggregierte Bruttoinlandprodukt (BIP) der
Industrienationen um 1,8% zunahm und im Vergleich zu den Vorjahren wieder etwas an
Dynamik hinzugewinnen konnte, verlangsamte sich das Wachstum der Entwicklungs-
und Schwellenländer von 5,0% im Vorjahr auf 4,6%. Gleichwohl trugen diese Länder
drei Viertel zum globalen Wirtschaftswachstum bei. Das Wachstum der
Volkswirtschaften der Europäischen Union (EU) enttäuschte zwar gerade in der ersten
Jahreshälfte einige Prognostiker, vermochte aber den positiven Trend mit einem
Anstieg auf 1,4% fortzusetzen. Dass die einzelnen Wachstumspfade der EU-Staaten
jedoch immer noch stark divergierten, zeigten auch die Schweizer Nachbarländer:
Während Deutschland im Vergleich zum vergangenen Jahr wieder zuzulegen vermochte
und um 1,6% wuchs, traten Frankreich (0,4%) und Österreich (0,3%) weiterhin praktisch
unverändert an Ort. Italien vermochte sich seinerseits zwar wie Deutschland im
Vergleich zum Vorjahr zu fangen, hatte gleichwohl aber einen BIP-Rückgang von 0,4%
zu verzeichnen. Damit fiel die viertgrösste Volkswirtschaft der EU auch im Vergleich zu
den anderen südeuropäischen Volkswirtschaften ab. Spanien (1,4%), Portugal (0,9%)
und Griechenland (0,8%), die sich wie Italien in den Vorjahren in einer Rezession
befanden, waren 2014 allesamt moderat gewachsen. Griechenland konnte zuletzt 2007,
Spanien und Portgual 2010 positive Wachstumsraten ausweisen. Als Treiber hinter dem
leichten Aufschwung machte der IWF die vom tiefen Ölpreis angekurbelte
Konsumnachfrage aus. Erneut deutlich dynamischer entwickelten sich die Vereinigten
Staaten (2,4%), die wie Europa vom sinkenden Ölpreis profitierten, deren
Konsumnachfrage zusätzlich aber auch durch die verringerte Arbeitslosenrate
stimuliert werden konnte. Wenig überraschend kam der Rückgang des chinesischen
BIP-Wachstums von 7,8% im Vorjahr auf 7,4%, der auf ein rückläufiges
Investitionswachstum und Bereinigungen im Immobilienmarkt zurückgeführt wurde. 19

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.01.2014
DAVID ZUMBACH
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Gemäss der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) nahm die Arbeitslosigkeit 2014
leicht ab. Weltweit waren 201 Mio. Personen (5,9%) arbeitslos gemeldet, was im
Vergleich zum Vorjahr einem Rückgang um 2 Mio. (-0,1 Prozentpunkte) entspricht. Vor
der Finanzkrise, die 2007 ihren Anfang genommen hatte, waren 170 Mio. Personen
arbeitslos gemeldet. Am stärksten nahm die Zahl der Arbeitslosen in den Ländern
Lateinamerikas und der Karibik (+0,3 Prozentpunkte) zu. Den grössten Rückgang bei der
Arbeitslosenquote (-0,7 Prozentpunkte) konnten die Industrienationen verzeichnen.
Allen voran die Vereinigten Staaten (-1,2 Prozentpunkte) und die EU (-0,7
Prozentpunkte) schnitten im Vergleich zum Vorjahr besser ab. Unter den EU-
Mitgliedsstaaten verzeichneten abermals Österreich (5,0%), Deutschland (5,0%) und
Luxemburg (6,1%) die niedrigsten Arbeitslosenraten. Das Vereinigte Königreich schloss
mit einem Rückgang der Arbeitslosenquote um 1,2 Prozentpunkte auf neu 6,2% zum
EU-Spitzentrio auf. Die höchsten Arbeitslosenquoten waren, wie 2013, in Griechenland
(26,3%) und Spanien (24,7%) zu beklagen. Die Raten beider Länder notierten jedoch klar
tiefer als noch im Vorjahr. Als beunruhigend erachtete die ILO weiterhin die hohe
Jugendarbeitslosigkeit. Weltweit waren, wie im Vorjahr, 13,0% der 15- bis 24-Jährigen
auf Arbeitssuche. Insbesondere in Südeuropa, in den nordafrikanischen Staaten, dem
Nahen Osten und in Teilen Lateinamerikas und der Karibik waren viele junge
Arbeitskräfte ohne Erwerbsarbeit. 20

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 02.01.2014
DAVID ZUMBACH

Die Inflation der 35 Mitgliedsstaaten der Organisation für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) bewegte sich 2014 auf dem Niveau des
Vorjahres und betrug im gewichteten Jahresmittel 1,7%. Die nationalen Teuerungsraten
beschrieben indes unterschiedliche Verläufe: Während sie in weiten Teilen Europas
unter die Vorjahreswerte fielen und sich in einigen Fällen sogar in den negativen
Bereich bewegten, verteuerten sich in den USA die Waren und Dienstleistungen wie im
Vorjahr um 1,6%. Zu einem klaren Anstieg der Jahresteuerung kam es in Japan, wo der
Verbraucherindex um 2,7% anstieg. Diese unterschiedlichen Entwicklungen sind
insofern interessant, als dass der Erdölpreis in der zweiten Jahreshälfte 2014 ins
Rutschen geriet und sich bis zum Jahresende beinahe halbierte. Auf dem Weltmarkt
betrug der Preis für das Barrel der Sorte Brent am 31.12.2014 noch 57 US-Dollar. 21

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 03.01.2014
DAVID ZUMBACH

Nach Schätzungen des Internationalen Währungsfonds (IWF) ist die Weltwirtschaft
2015 um 3,1% gewachsen. Zu Beginn des Jahres hatten die Ökonomen des IWF mit
einem Wachstum von circa 3,5% gerechnet, was dem Niveau des Vorjahres
entsprochen hätte. Das Wachstum der Entwicklungs- und Schwellenländer ist im
fünften Jahr in Folge zurückgegangen und betrug, nach 4,6% im Vorjahr, 2015 noch
4,0%. Trotzdem machte das Wachstum dieser Länder über 70% des globalen
Wirtschaftswachstums aus. Das aggregierte Bruttoinlandprodukt (BIP) der
Industrienationen hat 2015 um 1,9% zugenommen. Das Wachstum beschleunigte sich
damit erneut leicht. In den Vorjahren hatten die Wachstumsraten 1,8% (2014) bzw. 1,2%
(2013) betragen. Auch die Wirtschaftsleistung der Europäischen Union (EU) entwickelte
sich positiv. Mit einem Wachstum von 2,0% vermochte die EU im Vergleich zu den
Vorjahren, als das Wachstum 1,4% (2014) bzw. 0,3% (2013) betragen hatte, wieder etwas
an Fahrt aufzunehmen. Dies traf auch auf drei der vier an die Schweiz angrenzenden
EU-Staaten zu. Das Wachstum entwickelte sich in Frankreich, Österreich und Italien
positiv. Frankreich und Österreich, die 2014 0,4% bzw. 0,3% gewachsen waren,
steigerten 2015 ihre Wirtschaftsleistung um 1,1% bzw. 0,9%. Italien, das in einer
Rezession gesteckt hatte, verzeichnete mit einem Wachstum von 0,8% erstmals seit
2011 wieder eine positive Entwicklung des Bruttoinlandprodukts. Im Gegensatz dazu
verzeichnete Deutschland einen leichten Rückgang des Wachstums von 1,6% auf 1,5%,
blieb aber die am stärksten wachsende Volkswirtschaft der Schweizer Nachbarländer.
Erneut dynamisch entwickelten sich die Vereinigten Staaten (2,4%, wie im Vorjahr), die
wie Europa von einem tiefen Ölpreis und der dadurch angekurbelten Konsumnachfrage
profitierten. Wenig überraschend kam der Rückgang des chinesischen BIP-Wachstums
von 7,3% im Vorjahr auf 6,9%, der laut den Ökonomen des IWF auf den Umbau der
chinesischen Volkswirtschaft zurückzuführen ist. 22

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.01.2015
DAVID ZUMBACH
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Nach Schätzungen der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) hat die weltweite
Arbeitslosigkeit 2015 weniger stark zugenommen als befürchtet worden war. Es galten
197 Mio. Personen (5,8%) als arbeitslos. Im Vergleich zum Vorjahr entsprach dies nach
den neuesten Angaben der ILO einer Zunahme um 0,7 Mio. Arbeitslosen. Vor der
Weltwirtschaftskrise (ab 2007) galten weltweit 170 Mio. Personen als arbeitslos. Am
stärksten sind die Arbeitslosenquoten 2015 in den Ländern Osteuropas und
Lateinamerikas gewachsen. Positiv entwickelte sich der Arbeitsmarkt hingegen vor allem
in den dynamisch wachsenden Industrienationen, deren aggregierte Arbeitslosenquote
um 0,4 Prozentpunkte zurückging. Die USA, deren Arbeitslosenquote sich von 6,3% auf
5,3% verringerte, und die EU, die einen Rückgang in der Zahl der Arbeitslosen von
10,2% auf 9,4% verzeichnete, zeigten sich besonders dynamisch. Innerhalb der EU
blieben die Unterschiede zwischen den einzelnen Mitgliedsstaaten gross. Während in
Deutschland (4,6%) und dem Vereinigte Königreich (5,5%) die bereits tiefen
Arbeitslosenraten nochmals sanken, blieben die Quoten in Griechenland und Spanien
trotz einer positiven Entwicklung auf über 20%. Für die Folgejahre rechnet die ILO
aufgrund der Verlangsamung des Weltwirtschaftswachstum mit einem weiteren Anstieg
der weltweiten Arbeitslosigkeit (2,4 Mio.), von dem, so die ILO weiter, hauptsächlich die
Entwicklungs- und Schwellenländer betroffen sein werden. 23

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 02.01.2015
DAVID ZUMBACH

Die Inflation der Mitgliedsstaaten der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung (OECD) betrug 2015 im gewichteten Jahresmittel 0,6% und lag damit
1,1 Prozentpunkte unter dem Wert des Vorjahres. Den stärksten Rückgang bei der
nationalen Teuerungsrate hatten mit dem Vereinigten Königreich (von 2,8% auf 0,0%),
den USA (von 1,6% auf 0,1%) und Japan (von 2,8% auf 0,8%) drei Schwergewichte zu
verzeichnen. Zwölf der insgesamt 35 OECD-Mitgliedsstaaten wiesen 2015 eine negative
Teuerungsrate auf. In den Vorjahren waren die Konsumentenpreise in acht (2014) bzw.
vier (2013) Mitgliedsstaaten gesunken. Der Rückgang in den Teuerungsraten war in
erster Linie auf die stark sinkenden Preise im Energiebereich zurückzuführen. Auf dem
Weltmarkt betrug der Preis für das Barrel Erdöl der Sorte Brent Ende 2015 noch 37 US-
Dollar. Ein Jahr zuvor kostete die gleiche Menge 57 US-Dollar, Ende 2013 lag der Preis
bei 106 US-Dollar. 24

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 03.01.2015
DAVID ZUMBACH

Le Groupe d'experts de la Confédération a publié ses prévisions pour la conjoncture
helvétique 2017 et 2018. Dans l'ensemble, le Groupe table sur une croissance du PIB de
+1.6% en 2017 et +1.9% en 2018. Les estimations pour 2017 ont d'ailleurs été revues à la
baisse. La faible croissance du PIB suisse pour le 2ème semestre 2016 a été mise sur le
banc des accusés. Néanmoins, selon le Groupe, ce léger ralentissement ne devrait être
que passager. La hausse des exportations de marchandises et la croissance de la
demande intérieure, sous l'effet de la dynamique positive du marché du travail et de la
croissance démographique, devraient garantir une reprise solide de la croissance du
PIB helvétique. Par exemple, le Groupe d'expert mise sur une croissance de l'emploi de
0.4% en 2017. Grâce à cette dynamique, le taux de chômage devrait baisser jusqu'à
3.2% en moyenne annuelle en 2017. Finalement, bien que la conjoncture internationale
paraisse positive, plusieurs incertitudes potentielles ne doivent pas être sous-estimées.
La future politique économique et commerciale de l'administration Trump aux États-
Unis, l'élection présidentielle française, les modalités du Brexit ou encore l'évolution du
secteur bancaire italien pourraient fortement pénaliser la conjoncture suisse. 25

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 21.03.2017
GUILLAUME ZUMOFEN
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